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Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
e 51. Marienwerder, den 21. Dezember 1898. 


Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
Nr. 10041 den Allerhöchſten Erlaß vom 5. No⸗ Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
vember 1898, betreffend die Rang⸗ und Titelverhältniſſe behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
der höheren Bergbeamten. Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
Die Nummer 38 der Geſetz⸗Sammlung enthält im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
unter ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
Nr. 10 042 die Verordnung, betreffend das In⸗ werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
krafttreten des Geſetzes vom 28. Juni 1896, vom der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


Die Nummer 37 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 


17. November 1898. Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Die Nummer 39 der Geſetz⸗Sammlung enthält Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
unter 5 änderte Anlage berührt werden. 


Nr. 10 043 die Verordnung wegen Ergänzung § 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: Ge: 
der Verordnung über die Ausübung der Rechte des noſſenſchaft zur Entwäſſerung von Moorbrüchen bei 
Staats gegenüber der evangeliſchen Landeskirche in Lalkau und hat ihren Sitz in Milewken. 
den Hohenzollernſchen Landen vom 25. September 1897, § 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
vom 28. November 1898. haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 

Die Nummer 52 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
unter den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 

Nr. 2530 die Verordnung, betreffend die Ein- Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 
berufung des Reichstages, vom 25. November 1898. erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
— von Wiefen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 

Verordnungen und Bekanntmachungen und Ableitungsgräben u. ſ. w. den betreffenden Eigen⸗ 
der Zentral -Behörden. thümern überlaſſen. Dieſelben ſind jedoch gehalten, 

I) Wir Wilhelm, den im Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen 
von Gottes Gnaden Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. In⸗ 

König von Preußen ꝛc. ſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den Folge⸗ 

verordnen auf Grund der 88 57 und 65 des Geſetzes einrichtungen aus ſtaatlichen oder provinziellen Fonds 
vom 1. April 1879 (Geſetz⸗Sammlung S. 297) nach Beihülfen gewährt werden, find fie gehalten, die zur 
Anhörung der Betheiligten, was folgt: Erhaltung der Kunſtwieſen erforderlichen Maßregeln 
§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗(Nachdüngungen ꝛc.) zu treffen, und können hierzu 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗nöthigenfalls von dem Vorſtande (eventuell auf An⸗ 
Bezirken Hardenberg, Kamionken, Gut und Gemeinde weiſung der Aufſichtsbehörde) durch vorher anzudrohende 
Lalkau, Gut und Gemeinde Milewken, Milewo, Rudolfs⸗Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 30 Mark, welche 
hof, Richlawo und Wloſchnitz werden zu einer Ge⸗ wiederholt werden dürfen, angehalten werden. Haben 
noſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der Vorſtand eventl. 
ſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplans des Me⸗ auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde berechtigt, das 
liorations⸗Bau⸗Inſpektors, Regierungs⸗ und Bauraths Erforderliche durch Dritte ausführen zu laſſen und die 
Fahl vom 30. Dezember 1897 durch Entwäſſerung zu entſtehenden Koſten von dem betrefſenden Genoſſen im 
verbeſſern. Wege des Verwaltungszwangsverfahrens einzuziehen. 

Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Regierungs⸗ weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
und Bauraths Fahl vom 30. Dezember 1897 dar⸗ at, als von ihrer Haltung als Kunſtwieſe, ſo kann 
geſtellt, daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in grüner ihm eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung 
Farbe bezeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitz⸗ der Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 
ſtände der Genoſſenſchaſts⸗Mitglieder in den zugehörigen Gegen die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen 
Regiſtern ſpeziell nachgewieſen. ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes iſt inner⸗ 


Ausgegeben in Marienwerder am 22. Dezember 1898. 


— 358 — 


halb vier Wochen Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 
§ 4. Außer der 


und vorſtehend vorgefehen 


Herſtellung der im Projekte 
ien Anlagen liegt dem Ver: 
bande ob, Binnen⸗Entwäſſerungs⸗Anlagen innerhalb 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu ver⸗ 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das 
Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt 
iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer 
durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſo⸗ 
weit erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen 
ſind, unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 


§ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. Der mit 
der Aufſicht betraute Techniker hat das Bauprogramm 
aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne auszuarbeiten, die für 
die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen 
und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt alle für 
das zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten noth⸗ 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vor⸗ 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für die 
Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für Abſchlags⸗ 
zahlungen und für die Abnahme erforderlichen Unter⸗ 
lagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zu⸗ 
ſtimmung des Meliorations-Baubeamten. Auch im 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ 
heiten während der Bauausführung den Rath des 
Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Me⸗ 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck und planmäßig, 
bezw. mit den von der Aufſichtsbehörde genehmigten 
Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei Kontroll⸗ 
meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben unter 
Leitung des Meliorationsbaubeamten von vereideten 
Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer Aufmeſſungen 
ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſenſzu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaſts⸗Anlagen erwachſenden Vortheil. 


Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags- Verhältniſſes 
wird ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Ver⸗ 
hältniß des ihnen aus der Melioration erwachſenden 
Vortheils werden dieſelben in zwei Klaſſen getheilt, 


und zwar ſo, daß ein Hektar der zweiten Klaſſe mit 


dem einfachen, ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem 
zweifachen Beitrage heranzuziehen iſt. 

§ 7. Die Einſchätzung in dieſe zwei Klaſſen 
erfolgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verſtändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſen⸗ 
ſchaftskataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Ge⸗ 
noſſen in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Ab⸗ 
änderungs⸗Anträge müſſen innerhalb dieſer Friſt ſchrift⸗ 
lich bei dem Vorſteher angebracht werden. Nach Ablauf 
der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriſtlich ein⸗ 
gegangenen Abänderungs⸗Anträge der Aufſichtsbehörde 
vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren Kom⸗ 
miſſar, laßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer und 
eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen Rekla⸗ 
mationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu be⸗ 
zeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerde⸗ 
führer und der Vertreter des Vorſtandes von dem 
Kommiſſar bekannt gemacht. Sind beide Theile mit 
dent Gutachten einverſtanden, fo wird das Kataſter 
demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Verhandlungen 
der Auffichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
entſtandenen Koſten ſind in jedem Falle von der Ge⸗ 
noſſenſchaſt zu tragen. Wird eine Entſcheidung er⸗ 
forderlich, ſo ſind die weiter erwachſenden Koſten dem 
unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Auffihtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 
§ 8. Im Falle einer Parzellirung ſind die Ge⸗ 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 


zuläſſig. 

§ 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die jälligen Beträge 
beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter⸗ 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 
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ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ Vorſtandsmitglieder anweſend find. Wer am Erſcheinen 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher an⸗ 
$ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗zuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen zu laden. 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe § 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
zwar in der Weiſe, daß für je drei Normal Hektar verſammlung vorbehalten find, hat der Vorſteher die 
beitragspflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine Stimme ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 


gerechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be- 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

$ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 
b. ſechs Repräſentanten der Genoſſenſchafts⸗Mit⸗ 
glieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
kann jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung erhalten. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
vertretern werden von der General⸗-Verſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ 
meindewahlen. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 


heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 

nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver⸗ 

anlaſſen und zu beaufſichtigen; 

„über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie die 
Grabenräumung, die Heuwerbung und die Hütung 
auf den Wieſen mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die nöthigen Anordnungen zu treffen und die 
etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu 
erlaſſen; 

c. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 

e. die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
§ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind in 

regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 

ein Mal, in den erſten fünf Jahren nach der Bau⸗ 

ausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und im 

Herbſte, ſtattzufinden hat. 

Die Schau wird durch den Vorſteher geleitet. 

Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind zur Theilnahme 

an der Schau einzuladen. Der Schautermin iſt recht⸗ 


A. 


2 


deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde zeitig. möglichſt vier Wochen vorher, der Aufſichts⸗ 


aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 


P 


behörde und dem zuſtändigen Melivrationsbaubeamten 
anzuzeigen, welche befugt find, an den Schauen theil⸗ 
zunehmen. Die von ihnen gemachten Vorſchläge ſind 
zu beachten. Das Ergebniß der Schau iſt in einem 
Protokolle für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu 
ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt 
befugt, erforderlichen Falles die nach techniſchem Er⸗ 
meſſen zur Unterhaltung der im Projekte vorgeſehenen 
oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen Anlagen nothwendigen 
Arbeiten im Zwangswege auf Koſten der Genoſſenſchaft 
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Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 


zur Ausführung zu bringen. Ueber Beſchwerden gegen 
die bezüglichen Anordnungen der Aufſichtsbehörde ent⸗ ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſcheidet der Regierungs⸗Präſident endgültig. ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 

. Die Verwaltung der Kaffe führt ein heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Entſcheidung 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 2 Wochen, 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Die Koſten 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ des Verfahrens ſind dem unterliegenden Theile auf⸗ 
führung anordnen. zuerlegen. 


§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 

Genoſſen unterliegen: welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 

»die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 

Stellvertreter; vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 

Entſchädigung; jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
vertreter; glied der Genoſſenſchaft iſt. 


4. die Abänderung des Statuts. Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
$ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes ſo ift der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte $ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: Ent⸗ 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzustellen hat. s wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Milewken zu erlaſſen und 
Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den vom Vorſteher zu unterzeichnen. 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre machungen der Genoſſenſchaft werden in die Kreis⸗ 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. blätter der Kreiſe Marienwerder und Schwetz, ſowie in 
Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ den Graudenzer Geſelligen aufgenommen. 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu $ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaſt und außer- nicht auf einer, dem $ 69 des Geſetzes vom 1. April 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
ganz oder theilweiſe angehört. Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtim⸗ 
Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung mung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. erfolgen. 
Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Der Vorſteher führt den Vorſitz. Gegeben Potsdam, den 28. November 1898. 
Die Generalverſammlung kann auch von der (L. S.) gez. Wilhelm R. 
Auſſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte See 
Kommiſſar den Vorſitz. 5 für 
§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ die Entwäſſerungs⸗Genoſſen⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an ſchaft zu Milewken 
Grundſtücken, über die Zuständigkeit oder den Umfang] im Kreiſe Marienwerder. 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten Verordnungen und Bekanntmachungen 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ der Provinzial⸗Behörden ze. 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 2 Bekanntmachung. 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche Hauptlehrers Auguſt Drews in Leibitſch zum zweiten 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen amtsbezirk Leibitſch, Kreiſes Thorn zur öffentlichen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗Kenntniß. 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, Danzig, den 12. Dezember 1898. 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach Der Ober⸗Präſident. 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſcheidung. ) Der Herr Miniſter des Innern hat dem Verein 
berufen iſt. für Pferderennen und Pferdeausſtellungen in Preußen 
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zu Königsberg i.) Pr. die Erlaubniß ertheilt, bei Ge: 
legenheit der im Frühjahr nächſten Jahres dort ſtatt⸗ 
findenden Pferdeausſtellung eine öffentliche Verlooſung 
von Wagen, Pferden pp. zu veranſtalten und die Looſe 
— 160 000 Stück zu je 1 Mark — in der ganzen 
Monarchie zu vertreiben. Die Anzahl der Gewinne 
beträgt 2500 im Geſammtwerthe von 80 500 Mark. 
Marienwerder, den 10. Dezember 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
4) Gemäß der Kabinetsordre vom 31. Auguſt 1832 
werden als chauſſirte Wege, auf denen die sub II 
und III des Chauſſeegeldtarifs vom 29. Februar 1840 
angeführten polizeilichen Beſtimmungen Geltung haben, 
anerkannt: 
im Kreiſe Löbau Weſtpreußen. 
1. Straße von Lonk⸗Neuhof-Radomno⸗Jamielnik⸗ 
Wonno⸗Schwarzenau, 
Straße vonNeuhof⸗Gryzlin⸗Ludwigsluſt⸗Jamielnik, 
Straße von Löbau⸗Rumian⸗Naguſchewo mit Ab⸗ 
zweigungen: 
a. Pronikau⸗Stephansdorf, 
b. durch Rommen, 
Straße von Neumark⸗Rybno mit Abzweigungen: 
a. Tillitz⸗Tillitzken, 
b. nach Bahnhof Zajonskowo, 
9. % „ Montowo, 
de % Jeg 
. Straße von Krottoſchin⸗Schwarzenau mit einer 
Abzweigung: 
nach Schackenhof, 
6. Straße von Oſtrowitt⸗Sendzitz Oſſa mit Ab⸗ 
zweigungen: 
a. Pflaſter in Kl. Rehwalde, 
b. Sendzitz⸗Lippinken, 
a c. Sendzitz⸗Babalitz⸗Summin, 
7. Straße von Biſchwalde⸗Zielkau, 
8. Straße von Roſenthal⸗Grabau⸗Waldek, 
9. Straße von Entenbruch⸗Sugainko, 
. Straße von Zlottowo Omulle, 
. Straße von Zlottowo⸗Waldek⸗Kirſchenau, 
. Straße von Tuszewo⸗Trußczyn, 
Straße von KauernikLipowitz, 
Straße von Marzencitz⸗Kamionken, 
Straße von Weißenburg⸗Rakowitz, 
Pflaſter durch Brattian, - 
Straße von Lonkorß⸗Bielitz⸗Bahnhof Biſchofs⸗ 
werder, 
Straße von Schluska- Bahnhof Oſtrowitt mit 
Abzweigungen: 
a. Lonkorß⸗Lippinken, 
b. Lonkorß - Lonkorrek, 
Straße von Marzencitz⸗Terreßewo, 
Straße von Neumark⸗Skarlin⸗Biſchofswerder 
Chauſſee, 
Straße von Neuhof,-Lekarth, 
Straße von Kauernik-Nelberg, 
„Straße von Nelberg⸗Brattußewo, 
Straße von Mroczno⸗Rynnek Straßewo, 


2. 
3. 


25. Straße 
26. Straße 
27. Straße 
. Straße 
Straße 
. Straße 
. Straße 


von Radomno⸗Weißenburg, 
von Mroczenko⸗Grodzyczno, 
von Wulka⸗Tußewo, 
von Nicolaiken⸗Biſchofswerderer Chauſſee, 
von Löbau⸗Körberhof, 
von Gronowo⸗Oſtaßewo, 
von Löbau Loſſen, 
Straße von Rokowitz⸗Zajonskowo⸗Jacobkowo, 
3. Straße von Neumark in der Richtung auf 
Kamionken, 
Straße von Sophienthal⸗Londzek. 
Marienwerder, den 9. Dezember 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Bekanntmachung. 

Bei der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 17. v. Mts. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von Renten: 
briefen der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen 
ſind folgende Nummern gezogen worden: 

4 %. Rentenbriefe. 

122 Stück Littr. A. zu 3000 Mk. 
218. 258. 405. 571. 1007. 1026. 1096. 
1511. 1538. 1602. 1841. 1903. 2187. 
2395. 2435. 2492. 2515. 2613. 2653. 
2796. 2814. 2947. 2973. 3163. 3348. 
3747. 4320. 4336. 4370. 4373. 4385. 
4520. 4977. 5149. 5170. 5210. 5473. 
5551. 5669. 6260. 63 14. 6328. 6515. 
6938. 6963. 7077. 7461. 7589. 7624. 
7715. 7743. 7804. 7919. 7987. 8035. 
8281. 8362. 8403. 8546. 8589. 8614. 
8797. 8817. 8868. 8930. 9105. 9108. 
9408. 9426. 9619. 9666. 9709. 9744. 
10592. 10676. 10717. 10882. 
11355. 11435. 11460. 11697. 
11919. 11965. 12290. 12305. 
12486. 12511. 12710. 12794. 
13074. 

39 Stück Littr. B. zu 1500 Mk. 

158. 253. 796. 910. 1159. 1238. 1251. 
1632. 1846. 1946. 1963. 2080. 2091. 
2203. 2501. 2602. 2673. 2674. 2711. 
3107. 3126. 3150. 3347. 3388. 3415. 
3700. 3737. 3743. 3846. 4077. 4119. 

189 Stück Littr. C. zu 300 Mk. 
186. 244. 487. 514. 601. 620. 635. 717. 
1298. 1321. 1384. 1826. 205%. 2091. 2178. 
2208. 2211. 2344. 3118. 3132. 3143. 3290. 
3720. 4469. 4740. 5239. 5521. 5545. 5747. 
5887. 6088. 6233. 6248. 6432. 6512. 6833. 
7214. 7220. 7238. 7450. 7580. 7652. 7783. 
8041. 8043. 8066. 8093. 8139. 8167. 8184. 
8293. 8340. 8427. 8648. 8742. 8758. 8908. 9034. 
9232. 9260. 9326. 9389. 9488. 9521. 9560. 9835. 
10077. 10219. 10276. 10279. 10302. 10305. 
10365. 10388. 10531. 10735. 10922. 110990. 
11053. 11107. 11132. 11148. 11219. 11307. 


1254. 
2338. 
2707. 
3544. 
4405. 
5482. 
6587. 
7666. 
8174. 
8653. 
9310. 
9901. 
11019. 
11793. 
12318. 
12940. 


1282. 
2390. 
2716. 
3723. 
4415. 
5507. 
6772. 
7668. 
8256. 
8655. 
9341. 
10132. 
11244. 
11878. 
12403. 
12992. 


1387. 
2172. 
2721. 
3424. 


1630. 
2182. 
2988. 
3511. 


1012. 
2186. 
3412. 
5866. 
7100. 
8038. 
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11376. 11395. 11455. 11476. 11635. 11645. 
11741. 11856. 11942. 12200. 12381. 12466. 
12736. 13012. 13075. 13167. 13253. 13387. 
13391. 13407. 13436. 13563. 13652. 13655. 
13755. 13811. 13886. 13892. 13923, 14053. 
14092. 14105. 14115. 14164. 14199. 14206. 
14226. 14265. 14279. 14299. 14341. 14532, 
14598. 14788. 14957. 15017. 15190. 15205. 
15320. 15356. 15393. 15397. 15458. 15540, 
15583. 15864. 15865. 16008. 16148. 16241. 
16314. 16381. 16493. 16543. 16757. 16758. 
16893. 16992. 17029. 17521. 17591. 17695. 
17716. 17729. 17936. 18636. 18747. 18860. 
18967. 19009. 19048. 19103. 19120. 19282. 
19378. 19517. 19583. 19616. 19673. 19703. 
19817. 19867. 19927. 20058. 20071. 20125. 
20141. 20153. 20217. 


163 Stück Littr. D. zu 75 Mk. 


97. 141. 503. 520. 590. 986. 1069. 1199. 
1319. 1455. 1579. 1836. 1905. 2179. 2301. 2322. 
2543. 2605. 3379. 3523. 3705. 3817. 3923. 4147. 
4470. 4652. 4658. 5194. 5586. 5643. 5720. 5729. 
5887. 5951. 5988. 6171. 6288. 6320. 6476. 6576. 
6593. 6699. 6712. 6777. 6820. 6843. 6919. 6947. 
6961. 7081. 7143. 7148. 7178. 7467. 7565. 7584. 
7776. 7999. 8382. 8479. 8623. 8877. 9119. 9385. 
9401. 9423. 9432. 9513. 9569. 9734. 9811. 9857. 
9934. 9977. 10101. 10113. 10194. 10257. 10358. 
10520. 10526. 10542. 10548. 10657. 10729. 
10761. 10765. 10927. 10938. 10975. 11016. 
11075. 11319. 11364. 11412. 11580. 11654. 
11689. 11830. 11846. 12028. 12084. 12151. 
12236. 12248. 12295. 12308. 12411. 12421. 
12787. 12866. 12961. 12996. 13036. 13058. 
13192. 13401. 13470. 13514. 13532. 13583. 
13611. 13670. 13857. 13951. 13989. 14107. 
14254. 14359. 14367. 14410. 14480. 14574. 
14616. 14805. 14824. 14867. 14926. 15053. 
15079. 15085. 15380. 15541. 15726. 15787. 
16181. 16316. 16388. 16413. 16429. 16510. 
16515. 16571. 16587. 16632. 16707. 16729. 
16737. 16770. 16801. 16823. 16835. 16895. 

II. 3½ %. Rentenbriefe. 


11 Stück Littr. L. zu 3000 Mk. Nr. 29. 103. 470. 543. 
833. 898. 1165. 
1224. 2145. 2199. 


2919. 

1 Stück Littr. M. zu 1500 Mk. Nr. 193. 

11 Stück Littr. N. zu 300 Mk. Nr. 6. 39. 55. 167. 
266. 446. 458. 
693. 1033. 1320. 
1626. 

9 Stück Littr. O. zu 75 Mk. Nr. 152. 311. 468. 
661. 916. 1227. 


1257. 1403. 1584. 

Die ausgelooſten Rentenbriefe werden den In⸗ 
habern derſelben mit der Aufforderung gekündigt, 
den Kapitalbetrag gegen Quittung und Rückgabe der 


tritt nach den Beſtimmungen des 


Rentenbriefe in kursfähigem Zuſtande mit den 
dazu gehörigen, nicht mehr zahlbaren Zinskoupons und 
zwar zu I Serie VII Nr. 2—16 und Talons, zu II 
Reihe I Nr. 16 und Anweiſungen vom 1. April 
1899 ab bei unſerer Kaſſe hierſelbſt, Trag⸗ 
heimer Pulverſtraße Nr. 5 bezw. bei der 
Rentenbank⸗Kaſſe für die Provinz Branden⸗ 
burg in Berlin an den Wochentagen von 9 bis 
12 Uhr Vormittags in Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der Poſt 
an die genannten Rentenbank⸗Kaſſen portofrei 
einzuſenden und den Antrag zu ftellen, daß die Ueber⸗ 
mittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, 
ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht über⸗ 
ſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. 

Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung nach 


folgendem Muſter: 
A buchſtäblic h.. .. . Mark für 
d .. ausgelooſten . %. Rentenbrief .. der Pro: 
vinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr. ... Nr. 
aus der Königlichen Rentenbank⸗Kaſſe zu 
empfangen zu haben, beſcheinigt. 
(Ort, Datum, Name.) 


beizufügen. 

Vom 1. April 1899 ab hört die Verzinſung 
der ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der 
Werth der etwa nicht mit eingelieferten Koupons bei 
der Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
§ 44 a. a. O. 
binnen 10 Jahren ein. 

Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 
daß die ausgelooſten Nummern aller gekündigten reſp. 


zur Einlöſung noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch 


die von der Redaktion des Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
anzeigers in Berlin herausgegebene „Allgemeine Ver⸗ 
looſungstabelle“ im Mai und November jeden Jahres 
veröffentlicht werden. Das Stück dieſer Tabelle iſt 
bei der gedachten Redaktion für 25 Pf. käuflich. 
Königsberg, den 15. November 1898. 
Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
6) Bekanntmachung. 
Die am 2. Januar 1899 fälligen Zinskoupons 
unſerer ſämmtlichen Pfandbriefe werden vom 15. De⸗ 
zember 1898 ab ſowohl hier an unſerer Kaſſe Langer⸗ 
markt Nr. 15 I in den Stunden von 9 bis 12 Uhr 
Vor⸗ und 3 bis 5 Uhr Nachmittags wie: 
in Berlin bei der Preußiſchen Pfandbrief⸗Bank 
Voßſtraße Nr. 30, 
in Königsberg in Pr. bei dem Bankhauſe 
S. A. Samter Nachfolger, 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld, Nach⸗ 
folger A. Seidler 
in deren Geſchäftsſtunden 
baar und unentgeltlich eingelöft, 
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Mit Ablauf dieſes Jahres verjähren die im treibenden, vor Beginn der Ausübung ihres Gewerbes 


Jahre 1894 fällig gewordenen, 
gehobenen Zinskoupons. 
Danzig, im Dezember 1898. 
Danziger Hypotheken⸗Verein. 

Bekanntmachung. 
Der nachſtehende unterm 11. Oktober d. J. von 
dem Bezirksausſchuß zu Marienwerder beſtätigte 

Gemeindebeſchluß: 

Auf Grund des § 11 der Städte⸗Ordnung 
vom 30. Mai 1853 und des $ 2 des Geſetzes 
betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich 
zu benutzender Schlachthäuſer vom 18. März 
1868/9. März 1881 wird hiermit für den Ge⸗ 
folgt: der Stadt Culm verordnet, was 
olgt: 


7) 


von 30 Kilometern von der Grenze des Ge⸗ 
meindebezirks der Stadt Culm belegenen Schlacht⸗ 
ſtätte geſchlachtet iſt, nicht feilbieten. 
Art II. 
Dieſer Gemeindebeſchluß tritt am Tage 
ſeiner Verkündung in Kraft. 
Culm, den 9. Auguſt 1898. 
Der Magiſtrat. 


wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Culm, den 15. Dezember 1898. 
Der Magiſtrat. 
Polizei⸗Verordunng 

für den Amtsbezirk Podgorz. 
. Auf Grund der 8$ 33 b, 55 Nr. 4 und 60a 
der Reichsgewerbeordnung vom 1. Juli 1883, des 8 5 
des Geſetzes vom 11. März 1850 und des § 62 der 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872/19. März 1881 
wird unter Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes Folgendes 
verordnet: 

8 1. Die Ausübung des Gewerbes der Straßen⸗ 
muſikanten, Drehorgelſpieler und anderer Perſonen, 
welche auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten, bezw. von Haus zu Haus 
Schauſtellungen, theatraliſche Vorſtellungen oder ſonſtige 
Luſtbarkeiten, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt 
oder Wiſſenſchaft obwaltet, darbieten wollen, iſt nur 
am Dienſtag jeder Woche von 8 Uhr Morgens ab 
geſtattet und muß bei eintretender Dunkelheit, ſpäteſtens 
aber um 8 Uhr Abends, beendet ſein. 

$ 2. Unberührt bleibt durch die Beſtimmung 


8) 


des § 1 die Verpflichtung der vorgenannten Gewerbe⸗ Bu ch 


. 


bis dahin nicht ab⸗ die Erlaubniß der Ortspolizeibehörde einzuholen. 


§ 3. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 


Verordnung werden, ſofern nicht nach anderen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen 
iſt, mit Geldſtrafe bis 
zu 3 Tagen beſtraft. 


eine härtere Strafe verwirkt 
zu 9 Mark oder mit Haft bis 


§ 4. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 


Tage ihrer Verkündigung in Kraft. 


Podgorz, den 3. September 1898. 
Der Amtsvorſteher. 


9) 3 von Ausländern aus dem 
ei 


ichsgebiet. . 


Auf Grund des $ 362 des Strafgeſetzbuchs: 


10) 


Moritz Spitzer, Kaufmann, geboren am 7. Ok⸗ 
tober 1870 zu Igal, Bezirk Somogy, Ungarn, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
und Führung falſcher Legitimationspapiere, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Hildesheim, vom 16. September d. J. 

Anton Appelt, Schleifer (Muſiker), geboren 
am 28. Januar 1852 zu Reichenau, Bezirk Ga⸗ 
blonz, Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Lüneburg, vom 
2. November d. J. 

Marie Salomea Facen, geborene Bertſch, ge⸗ 
boren am 22. Januar 1851 zu Scherweiler, 
Unter⸗Elſaß, italieniſche Staatsangehörige, wegen 
gewerbsmäßiger Unzucht, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
Präſidenten zu Colmar, vom 7. November d. J. 
Joſeph Franz Junker, Weber, geboren am 
30. Auguſt 1852 zu Ober⸗Rochlitz, Bezirk Starken⸗ 
bach, Böhmen, ortsangehörig zu Rochlitz, ebenda, 
wegen Bettelns, vom Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten zu Minden, vom 31. Ok⸗ 
tober d. J. 

Ferdinand Kaſtner, Nagelſchmied, geboren im 
Jahre 1846 zu Rodaun, Bezirk Baden, Nieder⸗ 
Oeſterreich, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Beleidigung, Bettelns und groben Unfugs, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Laufen, vom 
30. Oktober d. J. 

Franz Palacz, Steindrucker, geb. am 2. Ja⸗ 
nuar 1860 zu Scheßburg, Ungarn, ungariſcher 
Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom König⸗ 
lich bayeriſchen Bezirksamt zu Marktheidenfeld, 
vom 22. Oktober d. J. 

Emil Volkmer, Brettſchneider, geboren am 
24. Mai 1860 zu Friedeberg, Bezirk Freiwaldau, 
Oeſterreichiſch⸗ Schlefien, öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Bettelns, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, vom 
14. Oktober d. J. 


Perſonal⸗Chronik. 
Die Wahl des Gerichtsreferendars a. D. Albert 
horn in Lyck zum Bürgermeiſter der Stadt 


Neuenburg auf die geſetzliche Amtsdauer von 12 Jahren 
iſt beſtätigt worden. 

Der Steuer⸗Supernumerar Krauſe bei der 
Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion in Marien⸗ 
werder iſt zum Steuerſekretär vom 1. Dezember 1898 
ab ernannt worden. 

Im Kreiſe Konitz iſt 

der Seconde- Lieutenant 
Koſſabude zum Amts vorſte 
Koſſabude, 

der Königliche Förſter Kroll zu Laska zum 
Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den Amts⸗ 
bezirk Chelm ernannt. 

Im Kreiſe Löbau iſt der Amts vorſteber Lind 
zu Eichwalde zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
Rybno ernannt. 

Die Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen 
zu Biſchdorf, Guhringen, Limbſee, Neudeck, Traupel 
im Kreiſe Roſenberg und Zawda-Wolla im Kreiſe 
Graudenz iſt dem Pfarrer Zollenko pf in Freyſtadt 
übertragen und die bisherigen Lokalſchulinſpektoren, 
Kretsſchulinſpektor Skrzeczka in Dt. Eylau und Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Komorowski in Leſſen von dieſem Amte 
entbunden worden. 

Dem Lehrer Dedlow in Dt. Krone iſt die 
Erlaubniß ertheilt, in Dt. Krone eine Privatſchule 
für Knaben einzurichten, dieſelbe zu leiten und in der⸗ 
ſelben zu unterrichten. 

1) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der Volks Schule in Falken⸗ 
horſt, Kreis Schwetz, wird zum 1. Januar 1899 erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Bartſch zu Schwetz zu melden. 

Die 2. Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Goldau, 
Kreis Roſenberg, wird zum 1. Januar 1899 erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Patron, Rittergutsbeſitzer 
v. Livonius zu Goldau zu melden. 

Die 1. katholiſche Lehrerſtelle an der Stadt⸗ 
Schule zu Poſilge, Kreis Stuhm, wird zum 1. März 
1899 erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 

Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt 
erforderlich. 

Die Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle an der Volks⸗ 
Schule zu Mehlgaſt, Kreis Dt. Krone wird zum 1. Ja⸗ 
nuar k. Is. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
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ihrer Zeugniſſe, bei dem Schulpatron, Gutsbeſitzel 
Hotopf zu Mehlgaſt zu melden. 

Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
forderlich. 

Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
12) Bekanntmachung. 

Nach Ablauf der Friſt für die Abſtimmung über 
die Errichtung einer Zwangsinnung für das Schorn⸗ 
ſteinfeger⸗Handwerk im Regierungsbezirk Marienwerder 
iſt die aufgeſtellte Liſte geſchloſſen worden. 

Dieſelbe wird indeß noch bis zum 10. Januar k. Js. 
in unſerem Geſchäftszimmer 1 (Sprechſtelle) zur Ein⸗ 
ſicht und Erhebung etwaiger Einſprüche der Betheiligten 
öffentlich ausliegen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt angebrachte Einſprüche 
bleiben unberückſichtigt. 

Die Gemeinde⸗Vorſtände des Bezirks der Zwangs⸗ 
innung, insbeſondere von Podgorz, Culinſee, Culm, 
Schwetz, Graudenz, Biſchofswerder, Löbau, Rehden, 
Lautenburg, Roſenberg, Rieſenburg, Dt. Krone, Tuchel, 
Jaſtrow, Strasburg, Brieſen, Zempelburg, Marien⸗ 
werder, Chriſtburg, Neumark, Dt. Eylau, Neuenburg, 
Vandsburg, Tütz, Mewe, Flatow, Leſſen, Krojanke 
werden erſucht, dieſe und die erſte Bekanntmachung 
vom 31. Oktober d. Is. (Reg.⸗Amtsbl. Nr. 45 S. 362 
und Nr. 46 S. 369) noch beſonders zur Kenntniß der 
dort wohnenden Schornſteinfeger⸗ (Meiſter) zu bringen. 
Thorn, den 14. Dezember 1898. 

Der Kommiſſar 

Kohli, 

Oberbürgermeiſter. 

ekanntmachung. 
Die hieſige Stadtförſterſtelle ſoll vom 1. April 
1899 ab, mit einem Förſter, welcher im Beſitze des 
beſchränkten Forſtverſorgungsſcheines iſt, zunächſt probe⸗ 
weiſe auf ein Jahr beſetzt werden. 

Die Stelle gewährt ein penſionsberechtigtes 
Einkommen von 1000 Mark neben freier Wohnung 
im Forſthauſe, freiem Brennmaterial, freier Wald⸗ 
weide für 2 Kühe eventl. baarer Entſchädigung von 
20 Mark. 

Dem Förſter ſteht ferner der Ertrag aus ca. 
0,75 Hektar Ackerland, aus einem Hausgarten, einem 
Gemüſegarten und zwei Wieſenflächen zu. 

Ein Röhrenbrunnen iſt in nächſter Nähe des Forſt⸗ 
hauſes vorhanden. 

Bewerber haben ſich unter Einreichung eines 
ſelbſtgeſchriebenen Lebenslaufes, in welchem die ein⸗ 
zelnen Dienſtabſchnitte genau angegeben ſein müſſen, 
der Zeugniſſe und des Forſtverſorgungsſcheines inner⸗ 
halb ſechs Wochen bei uns zu melden. 

Bewerber ohne Forſtverſorgungsſchein werden 
nicht berückſichtigt. 

Lautenburg, den 16. Dezember 1898. 

Der Magiſtrat. 
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